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Vorwort 

Vorwort 
Dieses Buch wendet sich an alle, die sich die zentralen und prüfungsrelevanten 
Grundlagen des öffentlichen Rechts erarbeiten wollen und den Kauf sowie die 
Lektüre mehrerer einzelner Bücher in einem Gesamtumfang von etwa 1.500 
Seiten oder mehr scheuen. Ziel ist es, dem Leser in klarer und leicht verständli-
cher Sprache die Grundstrukturen des Verfassungsrechts, des Verfassungspro-
zessrechts, des allgemeinen Verwaltungsrechts einschließlich des Staatshaftungs-
rechts, des Verwaltungsprozessrechts und des Europarechts zu vermitteln. Großer 
Wert wird auf die Darstellung der besonders prüfungsrelevanten Probleme und 
Fallkonstellationen gelegt. Zahlreiche Hervorhebungen, Fallbeispiele sowie 
Übersichten und Prüfschemata erleichtern das Erfassen des Stoffes. Die Übungs-
fälle mit Musterlösungen sind Originalklausuren aus Anfänger- und Fortgeschrit-
tenenübungen sowie der ersten juristischen Prüfung. Sie dienen nicht der 
Stoffvermittlung. Sie sollen lediglich exemplarisch belegen, welche Fallkonstel-
lationen und Probleme in Prüfungsarbeiten möglich sind und wie sie aufbaumä-
ßig und argumentativ bewältigt werden können. Die Lehrbuchteile decken die 
Übungsfälle thematisch vollständig ab. Sie können deshalb ohne weitere Hilfen 
eigenständig gelöst werden.  
Das Buch eignet sich sowohl für Anfänger, die sich die oben genannten Teilge-
biete des öffentlichen Rechts sukzessive erarbeiten wollen, als auch für Fortge-
schrittene, denen an einer raschen und konzentrierten Wiederholung und Prü-
fungsvorbereitung gelegen ist. Daneben wendet es sich auch an die am öffentli-
chen Recht besonders interessierten Studenten nichtjuristischer Fachbereiche, die 
Prüfungen im öffentlichen Recht vorsehen.   
Die Neuauflage wurde für eine umfassende Aktualisierung genutzt. Alles wurde 
gründlich überdacht und überarbeitet. Wichtige neue Rechtsentwicklungen wur-
den eingearbeitet. Viele prüfungsrelevante Gegenstände wurden vertieft und 
erweitert. Zahlreiche Fallbeispiele kamen hinzu. Deshalb hat das Buch auch um-
fangmäßig zugelegt. Hierbei ist allerdings zu berücksichtigen, dass die oben 
genannten Rechtsgebiete auf insgesamt lediglich 650 Seiten präsentiert werden. 
Die restlichen etwa 110 Textseiten mit den Übungsfällen gehören nicht mehr zum 
Lehrbuchteil. Im Vergleich zu den etwa 1.500 Seiten, die im Falle der Lektüre 
entsprechender einzelner Lehrbücher zu bewältigen wären, erscheint dieses Buch 
als kompakte und überschaubare Gesamtalternative. 
 
Schon aus Platzgründen kann in einem Lehrbuch dieses Zuschnitts nicht allen 
denkbaren Fallkonstellationen und Sonderproblemen Rechnung getragen werden. 
Jedoch sollte der Student, der dieses Buch – ggf. nach Maßgabe der stofflichen 
Vorgaben der Dozenten in den Vorlesungen und Übungen – durcharbeitet, in der 
Lage sein, nicht nur die gängigen prüfungsrelevanten Fragen zu beantworten, 
sondern auch für unbekannte Probleme, ausgehend von einem soliden Grundla-
genwissen, zumindest akzeptable Lösungen zu entwickeln. 
 



Vorwort VI

Es wird eine gemäßigte neue Rechtschreibung verwendet. Orthographische Grau-
samkeiten wie z.B. drei aufeinanderfolgende, von Vokalen eingerahmte gleich-
lautende Konsonanten werden vermieden.  
Meine Sekretärin Frau Petra Kühn hat mein gewiss nicht leicht zu lesendes hand-
schriftliches Manuskript datentechnisch erfasst. Meine studentischen Mitarbeite-
rinnen Frau Hanna Kehl, Frau Sophia Nispel und Frau Günfer Tonak haben sorg-
fältig Korrektur gelesen. 
 
Hinweise auf (Flüchtigkeits-)Fehler, Anregungen und vor allem Verbesserungs-
vorschläge aus dem Leserkreis sind mir wiederum sehr willkommen. Sie errei-
chen mich unter folgender Adresse: Prof. Dr. Steffen Detterbeck, Institut für Öf-
fentliches Recht, Philipps-Universität Marburg, Universitätsstraße 6, 35032 Mar-
burg oder detterbeck@staff.uni-marburg.de.  
 
Marburg, im Mai 2018 Steffen Detterbeck 
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